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Zusammenfassung

Die Nettokreditaufnahme des Landes NRW ist laut Haushaltsabschluss 2011 im vergange-
nen Jahr von etwa 5,0 Mrd. € im Haushaltsjahr 2010 auf rund 3,2 Mrd. € gesunken. Sie lag 
damit deutlich unter den 4,8 Mrd. €, die von der Landesregierung in der ursprünglichen 
Haushaltsplanung veranschlagt worden waren. Die Rückführung der Nettokreditaufnah-
me um den Diff erenzbetrag von rund 1,9 Mrd. € ist jedoch im Wesentlichen auf die uner-
wartet starke Zunahme der Steuereinnahmen im Jahr 2011 um insgesamt rund 3 Mrd. € 
zurückzuführen. Die Landesregierung hatte zuvor lediglich ein Plus bei den Steuerein-
nahmen von 0,9 Mrd. € erwartet und in der ursprünglichen Planung nur eine marginale 
Rückführung der Nettokreditaufnahme um 0,1 Mrd. € vorgesehen. Die Ausgaben wurden 
von der Landesregierung gegenüber 2010 deutlich erhöht.

In der mittelfristigen Finanzplanung wird die Nettokreditaufnahme auf 4 Mrd. € (2013), 
3,3 Mrd. € (2014) und 3,0 Mrd. € (2015) veranschlagt, womit die Landesregierung zwar 
eine schrittweise Rückführung der Neuverschuldung einplant, allerdings auf einem deut-
lich zu hohen Niveau. Bei der Erstellung der Finanzplanung im Herbst des vorigen Jahres 
hätte die Landesregierung bereits antizipieren können, dass die Neuverschuldung des 
Jahres 2011 – und damit die „Startrampe“ für den anzulegenden Abbaupfad – deutlich 
niedriger ausfallen wird als es mit 4,8 Mrd. € in der Finanzplanung unterstellt wurde.
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Die seit 2009 im Grundgesetz verankerte Schuldenregel fordert von den Ländern ab dem 
Jahr 2020, dass sie bei einer konjunkturellen Normallage einen ausgeglichenen Haushalt 
aufweisen müssen. Der von der Landesregierung zugrunde gelegte Abbaupfad der noch 
vorhandenen Neuverschuldung bietet vor diesem Hintergrund zu große Spielräume für 
eine Kreditfi nanzierung von Ausgaben in den kommenden Jahren. Die neue Landesregie-
rung wird vor allem über eine engere Begrenzung der Ausgaben sicherstellen müssen, 
dass NRW die Schuldenbremse einhalten wird.
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1. Zwei Jahre Rot-Grüne Haushaltspolitik: Rückführung neuer 

Schulden dank konjunkturbedingt hoher Steuereinnahmen1

In der Haushalts- und Finanzpolitik war der Start der Rot-Grünen Landesregierung denk-
bar ungünstig: Der erste von ihr vorgelegte Haushalt, der Nachtragshaushalt 2010, wurde 
vom Verfassungsgerichtshof des Landes als verfassungswidrig verworfen. Die Landesre-
gierung hatte darin eine Art „Schlussbilanz“ der vorangehenden Legislaturperiode auf-
gestellt und versucht, die sich aus den vermeintlichen Versäumnissen der Vorgängerre-
gierung ergebenden höheren Ausgaben überwiegend mit neuen Krediten zu fi nanzieren. 
Dieses Vorhaben wurde von den Verfassungsrichtern jedoch nicht akzeptiert. Sowohl die 
zeitliche Zuordnung von kreditfi nanzierten Ausgaben (wie die Rückstellungen für zu-
künft ige Belastungen im Zusammenhang mit der Abwicklung der WestLB) als auch die 
Maßnahmen zur Abwehr eines von der Landesregierung zur Rechtfertigung der erhöh-
ten Neuverschuldung angeführten gesamtwirtschaft lichen Ungleichgewichts konnten die 
Verfassungsrichter nicht überzeugen. Wegen der Prüfung des Nachtragshaushaltes und 
des erst im März des vorangegangenen Jahres bekanntgegebenen Urteils verzögerte sich 
auch die Einbringung des Haushaltsplanentwurfs für das Jahr 2011 durch die Landesre-
gierung.

Das Urteil zum Nachtragshaushalt 2010 hinderte die Landesregierung allerdings nicht 
daran, im April 2011 einen Haushaltsplanentwurf für das Jahr 2011 mit einer geplanten 
Nettokreditaufnahme in Höhe von 4,8 Mrd. € in den Landtag einzubringen, womit die für 
2011 vorgesehenen eigenfi nanzierten Investitionen des Landes in Höhe von 3,9 Mrd. € 
erneut deutlich überschritten werden sollten. Die Landesregierung rechtfertigte ihre Vor-
gehensweise mit dem Verweis auf ein gesamtwirtschaft liches Ungleichgewicht und die 
damit verbundene Notwendigkeit, Maßnahmen zur Stabilisierung bzw. zur Beschleuni-
gung der Konjunktur fi nanzieren zu müssen. Verabschiedet wurde der Haushaltsplan 2011 
im Parlament am 18. Mai 2011. Anfang Dezember des vergangenen Jahres wurden von der 
Landesregierung die Finanzplanung für die Jahre 2011 bis 2015 und der Entwurf für den 
Haushaltsplan für das Jahr 2012 vorgelegt. Im März dieses Jahres hat die Landesregierung 
schließlich mit den Eckwerten für den Haushalt des Jahres 2013 weitere Daten veröff ent-
licht, die eine umfassende Bewertung ihrer Haushalts- und Finanzpolitik ermöglichen. 
Neben diesen Informationen zur Haushalts- und Finanzplanung der Landesregierung 
liegen mittlerweile auch die Haushaltsabschlüsse – also die Ist-Zahlen – für die Haus-
haltsjahre 2010 und 2011 vor, die ebenfalls als Basis für unsere Bewertung herangezogen 
werden.

1  Die Autoren danken Nils aus dem Moore und Joachim Schmidt für wertvolle Hinweise sowie Ailine Lignau und Daniela 
Schwindt für die Hilfe bei der technischen Umsetzung.
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Jede Analyse von Haushalts- und Finanzdaten muss zunächst die konzeptionell entschei-
dende Frage klären, was womit verglichen werden soll und welche Indikatoren bzw. 
Kennziff ern sich am besten zur Beantwortung welcher spezifi schen Fragen eignen. Eine 
umfassende fi nanzwissenschaft liche Analyse muss sowohl auf die tatsächlichen Haus-
haltsabschlüsse als auch auf die Plandaten abstellen. Die Ist-Daten stehen zwar häufi g 
erst mit einem größeren Zeitverzug zur Verfügung, sollten dann aber prioritär verwendet 
werden. Schließlich interessiert ja in erster Linie die tatsächliche Situation eines öff entli-
chen Haushalts und welche Konsequenzen aus den in der Realität eingetretenen Verän-
derungen bei Einnahmen, Ausgaben und Schulden einer Gebietskörperschaft  zu ziehen 
sind. Dennoch bleiben frühere Plan-Daten auch dann noch als Bewertungsgrundlage 
wichtig, wenn die entsprechenden Ist-Daten bereits vorliegen. Denn zur Bewertung der 
Vorausschau gerade in der mittleren Frist müssen für einen konsistenten Vergleich die 
Plan-Daten herangezogen werden. Ein Beispiel: Die Angaben der Landesregierung bei 
Veröff entlichung der Finanzplanung für die Jahre 2013 bis 2015 fußten auf den Haushalts-
plandaten für das Jahr 2012. Diese Daten basierten wiederum auf den Haushaltsansätzen 
für das Jahr 2011. Auch wenn mittlerweile einige Ist-Daten für das Haushaltsjahr 2011 
vorliegen, wie etwa die tatsächlichen Steuereinnahmen, so sollte eine Bewertung der 
Finanzplanung vorrangig mit Bezug auf die Plandaten für die Jahre 2011 und 2012 erfol-
gen. Denn nur aus diesem Vergleich lässt sich ableiten, welche Prioritäten von einer Lan-
desregierung in der Haushalts- und Finanzpolitik gesetzt werden. Geht es jedoch um die 
Bewertung einer gegebenenfalls notwendigen Anpassung von Planungen für die kom-
menden Jahre, etwa zur Umsetzung der im Grundgesetz verankerten Schuldenbremse, 
dann sollte der tatsächliche Haushaltsabschluss des Jahres 2011 zugrunde gelegt werden.

Haushaltsplan und -abschluss 2011

Die Nettokreditaufnahme des Landes NRW ist im vergangenen Jahr laut den Ist-Angaben 
des Haushaltsabschlusses für das Jahr 2011 von etwa 5,0 Mrd. € auf rund 3,2 Mrd. € 
reduziert worden. Sie verringerte sich damit nicht nur im Vergleich zu den Ist-Daten, son-
dern auch im Vergleich zu den Plandaten. Denn in der Haushaltsplanung für 2011 hatte 
die Landesregierung die Nettokreditaufnahme noch auf 4,8 Mrd. € veranschlagt. Nun gilt 
es, die beiden oben erläuterten Ebenen für eine umfassende Bewertung heranzuziehen:

 � Wie ist die de facto um fast 1,9 Mrd. € reduzierte Nettokreditaufnahme im Zusam-
menhang mit anderen tatsächlich eingetretenen Änderungen von Einnahmen und 
Ausgaben des Landes zu bewerten?

 � Wie ist die deutlich reduzierte Nettokreditaufnahme des Landes mit Bezug auf die 
ursprüngliche Planung zu beurteilen?

Zunächst zu den tatsächlichen Veränderungen der Einnahmen: Das Land hat im Jahr 2011 
aufgrund der günstigen Wirtschaft sentwicklung und des daraus folgenden Beschäft i-
gungsanstiegs, sowie zu einem geringen Teil auch durch die Anhebung der Grunderwerb-
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steuer, 3,1 Mrd. € mehr an Steuern eingenommen, als im Jahr zuvor (2011: 41,1 Mrd. €; 
2010: 38 Mrd. €). Vergleicht man die tatsächliche Veränderung bei den Steuereinnahmen 
mit der tatsächlichen Rückführung der Nettokreditaufnahme, so hat das Land von den 
zusätzlichen Steuereinnahmen lediglich 1,9 Mrd. € zum Abbau der Nettokreditaufnahme 
genutzt. Ein großer Teil der zusätzlichen Steuereinnahmen wurde verwendet, um den 
Anstieg bei den Ausgaben des Landes zu fi nanzieren. Die Gesamtausgaben stiegen von 
53,9 Mrd. € im Haushaltsjahr 2010 auf 56,0 Mrd. € im Jahr 2011. Natürlich ist ein gewis-
ser Anstieg der Ausgaben eines Landes kaum zu vermeiden. Allein der durch Tariferhö-
hungen bedingte Anstieg der Personalkosten erhöht die Ausgaben des Landes bereits 
deutlich; hinzu kommen Ausgabensteigerungen, die auf die allgemeine Preissteigerung 
zurückzuführen sind. In den Haushalts- und Finanzplanungen ist deshalb auch ohne dis-
kretionäre Einsparmaßnahmen ein Ausgabenanstieg einzuplanen. Die bereinigten Aus-
gaben fi elen im Haushaltsjahr 2011 allerdings mit 55,8 Mrd. € noch einmal um 0,8 Mrd. € 
höher aus als geplant – und dies, obwohl das sehr niedrige Zinsniveau Einsparungen 
bei der Refi nanzierung von Altschulden ermöglichte. Bei einer geringeren Zunahme der 
Ausgaben hätte man die Nettokreditaufnahme bereits im Haushaltsjahr 2011 weiter redu-
zieren können (Schaubild 1).

Schaubild 1

Rückführung der Nettokreditaufnahme

2011; in Mrd. €

Eigene Darstellung; Datenquelle: u.a. FM NRW 2011a. – 1Durchschnittliche Ausgabensteigerung des 
Landes NRW von 2011 bis 2015 lt. FM NRW 2011a: 26.
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Nun zur Bewertung auf Basis der Plandaten: In konjunkturell guten Zeiten wird in den öf-
fentlichen Haushalten eine Zunahme der Steuereinnahmen erwartet. In der Regel orien-
tieren sich die Regierungen auf den verschiedenen Ebenen des föderalen Staates an den 
Prognosen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ (AKS). Der AKS hatte im November 
2010 eine Zunahme der Steuereinnahmen für 2011 von insgesamt 11,8 Mrd. € (oder plus 
2,2% gegenüber dem Vorjahr) prognostiziert. Daran hatte sich auch die Landesregierung 
in NRW orientiert. Sie hatte in ihrem Haushaltsansatz für 2011 eine Zunahme bei den 
Steuereinnahmen in Höhe von 0,9 Mrd. € unterstellt. Weil die Wirtschaft  sich im Laufe 
des vorangegangenen Jahres aber sogar noch besser entwickelte als zu Beginn des Jahres 
angenommen, stiegen letztlich auch die Steuereinnahmen deutlich stärker als ursprüng-
lich erwartet. Mit den erwähnten tatsächlichen Einnahmen in Höhe von 41,1 Mrd. € konn-
ten die ursprünglichen Steuereinnahmeerwartungen um 2,1 Mrd. € übertroff en werden. 
Nimmt man allein diese – gegenüber der ursprünglichen Planung – zusätzlichen Steu-
ereinnahmen als Maßstab für eine Bewertung der Rückführung des Defi zits in einem 
Volumen von 1,9 Mrd. €, so kann man feststellen, dass das unerwartete Mehraufk ommen 
bei den Steuern von der Landesregierung zu großen Teilen zur Rückführung der Netto-
kreditaufnahme eingesetzt wurde. Zugleich muss jedoch konstatiert werden, dass die 
Landesregierung von den ursprünglich erwarteten Steuermehreinnahmen von 0,9 Mrd. € 
nur einen geringen Anteil von 0,1 Mrd. € für die Rückführung des Defi zits vorgesehen 
hatte. Die anderen von der Landesregierung als nicht beeinfl ussbar bezeichneten Aus-
gabensteigerungen oder die durch den „Politikwechsel“ induzierten Ausgabensteige-
rungen ließen der Landesregierung keinen größeren Spielraum für eine Senkung der 
Neuverschuldung. Anders gesagt: Ohne die unerwarteten Steuermehreinnahmen wäre 
die Neuverschuldung des Landes nicht nennenswert vermindert worden. Oder nochmals 
anders formuliert: In ihrer ursprünglichen Planung hatte die Landesregierung nicht vor, 
die Neuverschuldung im Jahr 2011 zu reduzieren; hier lag die Priorität eindeutig auf einer 
Erhöhung von Ausgaben, die mit Krediten fi nanziert werden sollten.

Bewertung des Haushaltsplanentwurfs 2012 und der Eckdaten für 

den Haushalt 2013

Auch bei der Bewertung der von der Landesregierung ins Parlament eingebrachten An-
sätze für das Haushaltsjahr 2012 und der erst kürzlich vom Kabinett verabschiedeten Eck-
werte des Haushalts für 2013 sind wiederum zwei Bezüge möglich: Erstens ein Vergleich 
dieser Daten mit den teilweise vorliegenden Ist-Daten des Jahres 2011 und zweitens ein 
Vergleich mit den Daten des im Februar des vergangenen Jahres vorgelegten Haushalts-
plans 2011.
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Die Nettokreditaufnahme wurde für das Jahr 2012 auf 3,97 Mrd. € angesetzt. Sie liegt da-
mit zwar um 0,19 Mrd. € unter den geplanten eigenfi nanzierten Investitionen in Höhe von 
4,16 Mrd. € und damit auch unter der verfassungsrechtlichen Obergrenze für die Kredit-
aufnahme; sie ist aber deutlich höher als die im vergangenen Jahr tatsächlich angefallene 
Neuverschuldung in Höhe von 3 Mrd. €. Weil das Steueraufk ommen im Jahr 2011 erheb-
lich höher ausfi el als erwartet und somit auch für 2012 mit einem höheren Aufk ommen 
gerechnet werden kann, müsste die Neuverschuldung auch im Haushaltsjahr 2012 weiter 
reduziert werden können.

Hier wird nochmals die Bedeutung des richtigen Referenzwertes deutlich: Im Vergleich 
zur ursprünglich wenig ehrgeizig geplanten Rückführung des Defi zits auf 4,8 Mrd. € im 
Haushaltsjahr 2011 könnte man versucht sein, die nun für 2012 geplante Rückführung auf 
rund 4 Mrd. € im Jahr 2012 als eine positive Entwicklung zu bewerten. Nimmt man aller-
dings – was der Sache nach geboten ist – die tatsächliche Neuverschuldung des Jahres 
2011 in Höhe von 3 Mrd. € als Referenzwert, so zeigt sich, dass der Ansatz für 2012 in 
Höhe von rund 4 Mrd. € eindeutig zu hoch veranschlagt ist. Sollte die Neuverschuldung 
im laufenden Haushaltsjahr tatsächlich höher als 3 Mrd. € ausfallen, dann würde die 
zu erfüllende Aufgabe der Haushaltskonsolidierung in den kommenden Jahren deutlich 
erschwert.

Nach den Anfang März dieses Jahres von der Landesregierung festgelegten Eckwerten 
für den Haushalt 2013 (FM NRW 2012b) soll die Nettokreditaufnahme im kommenden Jahr 
3,5 Mrd. € betragen. Auch dies deutet im Vergleich zur ursprünglichen mittelfristigen 
Finanzplanung auf eine Rückführung der Neuverschuldung hin; im Vergleich zum längst 
bekannten niedrigeren Niveau der Neuverschuldung in Höhe von 3 Mrd. € im Haushalts-
jahr 2011 hätte eine Umsetzung dieser Planung aber erneut eine Steigerung der Neuver-
schuldung zur Folge.

Analyse der Finanzplanung für die Jahre 2011 bis 2015

In ihrer Anfang Dezember 2011 veröff entlichten mittelfristigen Finanzplanung für 2013 bis 
2015 geht die Landesregierung davon aus, dass die bereinigten Gesamtausgaben  pro 
Jahr um durchschnittlich 2,5% auf 62,6 Mrd. € und die bereinigten Gesamteinnahmen um 
durchschnittlich 3,4% auf 60,1 Mrd. € zunehmen. Beim Steueraufk ommen wird infolge 
der anhaltenden konjunkturellen Expansion mit einem weiteren Anstieg gerechnet und 
im Jahr 2015 mit 48,3 Mrd. € ein neues Höchstniveau erreicht; es fällt damit um 7,2 Mrd. € 
höher aus als im Jahr 2011 (Anhang, Tabelle 1). Bei den übrigen Einnahmen2 wird ein von 
11,4 Mrd. € in 2013 auf 11,8 Mrd. € in 2015 steigendes Aufk ommen zugrunde gelegt.

2 Diese umfassen nichtsteuerliche Einnahmen ohne Berücksichtigung der Schuldenaufnahme. Hierzu zählen u.a. die 
steuerähnliche Abgaben, die Verwaltungseinnahmen, die Einnahmen aus wirtschaft licher Tätigkeit, die Veräußerungser-
löse, die Einnahmen aus dem Schuldendienst, die Zuweisungen und Zuschüsse für investive und nicht investive Zwecke, 
die Einnahmen aus besonderen Finanzierungsvorgängen und die Kompensationszahlung des Bundes zum Ausgleich der 
Kfz-Steuer.
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Die Nettokreditaufnahme wird in der Finanzplanung auf 4 Mrd. € (2013), 3,3 Mrd. € (2014) 
und 3,0 Mrd. € (2015) veranschlagt. Damit plant die Landesregierung zwar eine schritt-
weise Rückführung der Neuverschuldung ein, allerdings, gemessen an den notwendigen 
Konsolidierungsschritten, auf noch deutlich zu hohem Niveau. Denn bei der Entstehung 
der Finanzplanung im Herbst des vorigen Jahres hätte die Landesregierung antizipieren 
können, dass die „Startrampe“ für den anzulegenden Abbaupfad – die Neuverschuldung 
des Jahres 2011 – deutlich niedriger ausfallen wird als mit 4,8 Mrd. € unterstellt. Der zu 
hoch gewählte Ausgangspunkt für den in der Finanzplanung zugrunde gelegten Abbau-
pfad der Neuverschuldung verdeutlicht, dass sich die Landesregierung für die kommen-
den Jahre Spielräume für eine Kreditfi nanzierung von Ausgaben geschaff en hat. Einer 
möglichst zügigen Haushaltskonsolidierung wird in der vorgelegten Finanzplanung off en-
sichtlich nur eine nachrangige Bedeutung beigemessen.

2. Konsequente Haushaltskonsolidierung erfordert eine engere 

Begrenzung des Ausgabenanstiegs 

Vom aktuellen Niveau der Neuverschuldung ausgehend kann der Haushaltsausgleich 
letztlich nur gelingen, wenn der Anstieg der Ausgaben in den kommenden Jahren ge-
ringer sein wird als der Anstieg der Einnahmen. Allerdings können die Länder die Höhe 
ihrer Steuereinnahmen im deutschen Föderalismus kaum beeinfl ussen.3 Deshalb muss 
die Konsolidierung im Grunde über eine Begrenzung der Ausgaben erfolgen. Es hilft  
jedenfalls wenig, auf Landesebene Steuerrechtsänderungen einzufordern, die auf Bun-
desebene beschlossen werden müssten. Zwar können die Länder über den Bundesrat 
an Reformen der Einkommensteuer mitwirken oder diese verhindern. Zur sicheren Be-
wältigung einer auf jeden Fall durch die Schuldenbremse erzwungenen Konsolidierung 
macht es jedoch wenig Sinn, auf die vage Hoff nung künft ig vielleicht strukturell höherer 
Gemeinschaft ssteuern oder auf die Wiederbelebung der Vermögensteuer zu setzen, wie 
dies zum Beispiel im Rahmen der Finanzplanung 2011 – 2015 erfolgt (FM NRW 2011: 30). 
Ohnedies sollte das Land NRW auf Steuereinnahmen verzichten können, sofern es spar-
sam wirtschaft et, denn beim Steueraufk ommen wird im Jahr 2012 ein Plus von reichlich 
7 Mrd. € gegenüber dem Jahr 2011 erwartet.

Landesregierungen haben letztlich keine andere Alternative dazu, ihre Haushalte über 
die Ausgabenseite strukturell in Ordnung zu bringen. Und hier gilt es wiederum zwei 
Ebenen zu unterscheiden: Erstens sollte die Effi  zienz bei der Aufgabenerfüllung verbes-
sert werden; hierzu sind vor allem Effi  zienzreserven bei der Erstellung des Leistungs-
angebotes auszuschöpfen. Das von der Landesregierung eingesetzte Effi  zienzteam wid-
met sich schwerpunktmäßig dieser Aufgabe und soll insbesondere durch Vergleiche der 

3 Wünschenswert wäre sicherlich eine stärkere Autonomie der Länder, z.B. durch ein eigenes Zuschlagsrecht bei den 
großen Steuern, etwa der Einkommensteuer und der Körperschaft steuer. Dabei wäre freilich sicherzustellen, dass alleine 
durch die Umstellung von Steuerhoheiten noch keine höheren Steuerbelastungen von Arbeitnehmern und Unternehmen 
entstehen. Eine solche grundlegende Reform steht derzeit jedoch nicht zur Diskussion.
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Bundesländer bezüglich der Aufgabenerfüllung entsprechende Einsparpotenziale in NRW 
herausarbeiten. Dass in NRW auf diesem Gebiet durchaus noch ein erhebliches Einspar-
potenzial gibt, zeigen regelmäßig die Prüf- und Jahresberichte des Landesrechnungs-
hofs. Im Personalbereich können demnach allein beim Landesbetrieb Straßenbau durch 
organisatorische Veränderungen 500 Stellen bzw. Planstellen entfallen und so jährlich 
29,2 Mill. € eingespart werden (Landesrechnungshof NRW 2011a: 6). Zudem wurden vom 
Landesrechnungshof für das Geschäft sjahr 2010 Haushaltsverbesserungen in Höhe von 
107,8 Mill. € durchgesetzt, die in erster Linie auf Effi  zienzsteigerungen bei der Leistungs-
erbringung zurückzuführen sind (Landesrechnungshof NRW 2011b: 238-251).

Mindestens ebenso wichtig ist es jedoch, sich noch einmal grundlegend mit den vom Land 
zu erfüllenden Aufgaben auseinander zu setzen. Dabei geht es sowohl um Aufgaben, die 
dem Land von anderer Stelle zugewiesen werden (etwa aufgrund von Bundesgesetzen), 
als auch um Aufgaben, die von der jeweiligen Landesregierung formuliert werden. Dabei 
ist wichtig: Selbst wenn man in einer Abwägung von Pro- und Kontra-Argumenten zu 
dem Ergebnis kommt, dass das Land eine bestimmte Leistung anbieten sollte, so ist an-
schließend immer die Frage zu stellen, ob die privaten Nutzer dieser Leistung nicht auch 
an den Kosten ihrer Erbringung beteiligt werden könnten. Diese Diskussion wird gegen-
wärtig vor allem zur Frage der Studiengebühren und bezüglich des beitragsfreien dritten 
Kindergartenjahres intensiv geführt. In beiden Fällen gibt es weder gesicherte Erkennt-
nisse dafür, dass durch einen Verzicht auf eine private Kostenbeteiligung die Leistung in 
irgendeiner Form verbessert wird. Auch wird die Inanspruchnahme der Leistungen nicht 
positiv beeinfl usst, noch werden gesellschaft lich nicht gewünschte Verteilungswirkungen 
korrigiert. Denn Familien mit niedrigem Einkommen würden auch bei einer Beteiligung 
der Privaten durch eine Reihe von Maßnahmen unterstützt (BaföG, mit sozialen Kompo-
nenten ausgestaltete Kreditprogramme der Kreditanstalt für Wiederaufb au zur Finanzie-
rung des Studiums, Freistellung von der Beitragszahlung im Kindergarten etc.).

Bildungsausgaben

Grundsätzlich kann eine Politik, die ihre Prioritäten auf den Bildungsbereich legt, als 
ökonomisch sinnvoll bewertet werden. Allerdings sollten erhöhten Investitionen in die-
sem Bereich, von denen gegenwärtige Bürger des Landes bereits heute in erheblichem 
Umfang profi tieren, nicht mit Krediten fi nanziert werden. Dadurch würden die Finanzie-
rungslasten ausschließlich in die Zukunft  verschoben. Die Erträge der Investitionen fallen 
aber zumindest teilweise bereits in der Gegenwart an, wie das Beispiel der Kindergar-
tenplätze zeigt: Eltern, die ihre Kinder im Kindergarten betreuen lassen, stehen dadurch 
unmittelbar höhere Erwerbschancen zur Verfügung, was eine Beteiligung an den Kosten 
nach sich ziehen sollte. Andererseits kann der Besuch des Kindergartens den Bildungsweg 
und damit verbundene Lebens- und Erwerbschancen der Kinder positiv beeinfl ussen, was 
bisher – vor Einführung der Schuldenbremse im Grundgesetz – eine öff entliche (Kredit-)
Finanzierung und spätere Tilgung durch die erwarteten höheren Steuereinnahmen der 



10 | 18RWI Position #49 vom 3.5.2012

ernsthafte konsolidierung muss priorität 

der neuen nrw-landesregierung werden

Zukunft  rechtfertigen konnte. Die Schuldenbremse als neue Verschuldungsbegrenzung 
vollzieht hier jedoch einen Paradigmenwechsel, der mit den schlechten Erfahrungen be-
gründet werden kann, die in der Vergangenheit mit einer „wohlwollenden“, kreditfi nan-
zierten Politik gemacht wurden. Letztlich wurden enorme Zins- und Tilgungslasten für 
heutige und zukünft ige Generationen von Steuerzahlern geschaff en, die vor allem die 
Möglichkeiten einer aktiven, gestaltenden Haushaltspolitik deutlich einschränken.

Nach der Devise „Vorrang für Bildung“ (NRW Finanzbericht 2011-2015: 44) sind in den 
Planungen der Landesregierung für das aktuelle und die kommenden Haushaltsjahre zu-
sätzliche Ausgaben zum Ausbau der vorschulischen Betreuung und zur Finanzierung von 
Maßnahmen des zwischen den Fraktionen SPD, CDU und Bündnis 90/Die Grünen verein-
barten Schulkonsenses vorgesehen. Wir bewerten die Erhöhung der Ausgaben in diesen 
Bereichen grundsätzlich positiv. Trotzdem müssen die zahlreichen, zur Umsetzung dieser 
Schwerpunktsetzung vorgesehenen Maßnahmen in Zukunft  kritisch evaluiert werden. 
Ohne den Ergebnissen dieser Evaluierung vorzugreifen, kann bereits jetzt festgehalten 
werden, dass hier schon dann Probleme entstehen, wenn das Land ohne erkennbaren 
Vorteil auf die Beteiligung der Privaten bei der Finanzierung der Kosten verzichtet und 
die Leistungen auch deshalb mit Krediten fi nanziert werden müssen. Allein die Beitrags-
freiheit für Kinder im Kindergarten im letzten Jahr vor der Einschulung erfordert zusätz-
lich jährliche Zahlungen aus dem Landeshaushalt an die Kommunen in Höhe von rund 
125 Mill. €. Die zusätzlichen Mittel, die das Land den Hochschulen zur Kompensation der 
Studiengebühren zur Verfügung stellen muss, belaufen sich auf rund 250 Mill. € im Jahr.

Personalausgaben

Die Personalausgaben machen etwa 40% der bereinigten Gesamtausgaben des Landes 
aus. Dabei sind noch nicht einmal jene Personalausgaben berücksichtigt, die sich in den 
Zuweisungen des Landes etwa an die Kommunen oder an ausgelagerte Bereiche verber-
gen. Deshalb liegt es nahe, bei der Begrenzung der zukünft igen Zuwächse der Landes-
ausgaben insbesondere auch die Personalausgaben in die Konsolidierungsbemühungen 
einzubeziehen. Bereits die Vorgängerregierung hatte mit der Übertragung der Verant-
wortung für die Entwicklung der Personalausgaben auf die Ressorts und eine insgesamt 
stärkere Budgetverantwortung der Ressorts im Grunde die richtige strukturverändernde 
Weichenstellung vorgenommen. Die Gesamtaufgabe eines effi  zienten Personaleinsat-
zes begleitet und steuert seitdem zugleich ein zentrales Personaleinsatzmanagement. 
Den Ressorts stehen verschiedene Instrumente zur Steuerung der Personalausgaben zur 
Verfügung. Als zu erfüllende Vorgabe wird ihnen vorgegeben, jährlich 1,5% der Stellen 
einzusparen. Auf die konkrete Umsetzung dieser Stelleneinsparung wird nur dann ver-
zichtet, wenn es einem Ressort gelingt, im Einzelplan an anderer Stelle eine äquivalente 
Ausgabensenkung zu realisieren.
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Aufgrund solcher in den Ressorts im Jahr 2011 erzielten Einsparungen wurden in der 
Haushaltsplanung 2012 364 kw-Vermerke gestrichen. Damit sind zwar im aktuellen Haus-
halt keine zusätzlichen Ausgaben verbunden, wegfallende kw-Vermerke verringern aber 
die zukünft igen Spielräume, Stellen zu streichen – und damit auch die Möglichkeiten, den 
zukünft igen Anstieg bei den Personalausgaben enger zu begrenzen. Mit der Schaff ung 
von neuen Stellen, wie in der Haushaltsplanung 2012 etwa zur Verbesserung der Umwelt-
überwachung (plus 100 Stellen) oder zur Stärkung des Geschäft sbereichs des Ministerium 
für Inneres und Kommunales (plus 102 Stellen) sollte generell eine Evaluierung einherge-
hen, die nach einer festzulegenden Zeit feststellt, ob der zusätzliche Stellenaufwuchs im 
vorgenommenen Umfang dauerhaft  notwendig ist.

Bereits 93% der Personalausgaben entfallen auf die Bereiche Schule (59%), Innere Si-
cherheit und Kommunales (16%), Justiz (10%) und Finanzverwaltung (8%). Kritisch geprüft  
werden sollte in allen Bereichen der Zeitpunkt der Verbeamtung des Landespersonals, 
insbesondere im Schuldienst, denn die steigende Zahl der Versorgungsempfänger führt 
in Zukunft  zu einer zunehmenden Belastung der Haushalte mit Versorgungsausgaben.

Zuweisungen an die Kommunen4

Mit der Verabschiedung des Stärkungspaktgesetzes hat der Landtag für den Zeitraum 
2012 bis 2020 eine jährliche Unterstützung der Kommunen in Höhe von rund 350 Mill. € 
beschlossen. Das Gesetz zielt darauf ab, dass die Städte, die sich im Nothaushaltsrecht 
befi nden (also ohne von der Aufsichtsbehörde genehmigten Haushalt), ihre Haushalte mit 
den Hilfen möglichst rasch wieder ausgleichen können. Wenn die Konsolidierungshilfen 
nicht mehr zum Haushaltsausgleich benötigt werden, müssen sie für den Abbau von Li-
quiditätskrediten eingesetzt werden. Die sich im Nothaushaltsrecht befi ndenden Städte 
sind dazu verpfl ichtet, die Hilfen in Anspruch zu nehmen, und müssen den Haushalts-
ausgleich spätestens 2016 erreichen. Freiwillig teilnehmende Städte müssen den Haus-
haltsausgleich unter Berücksichtigung der Konsolidierungshilfen im Jahr 2017 erreichen. 
Ab 2021 müssen alle Städte dann ohne Konsolidierungshilfen auskommen. Die Konsoli-
dierungshilfen für den Haushaltsausgleich erlauben den Kommunen, Konsolidierungs-
maßnahmen über einen längeren Zeitraum zu verteilen, sie überbrücken den Zeitraum 
bis zur Wirksamkeit von Maßnahmen und sie verhindern, dass die Tilgung alter Schulden 
durch die Aufnahme neuer Schulden konterkariert wird. Insbesondere soll durch den 
Haushaltsausgleich verhindert werden, dass die Städte neue Liquiditätskredite aufneh-
men müssen.

Der Stärkungspakt des Landes für die Kommunen umfasst von 2011 bis 2020 ein Volumen 
von 5,85 Mrd. €. Das Land bringt davon aus eigenen Mitteln 3,5 Mrd. € (59,3%) auf, die 
Gemeinden 2,35 Mrd. € (40,7%). Angesichts der hohen Verschuldung des Landes kann 
nicht erwartet werden, dass vom Land noch höhere Mittel mobilisiert werden. Denn eine 

4 Vgl. zu diesem Abschnitt auch die Stellungnahme des RWI zum „Stärkungspaktgesetz“ (RWI 2011a).



12 | 18RWI Position #49 vom 3.5.2012

ernsthafte konsolidierung muss priorität 

der neuen nrw-landesregierung werden

noch höhere Verschuldung des Landes ist mit Blick auf den eigenen hohen Konsolidie-
rungsbedarf de facto nicht möglich. Zurecht konzentriert die Landesregierung deshalb 
die eingesetzten Mittel auf besonders bedürft ige Kommunen.

Mit dem Stärkungspaktgesetz wird der kommunale Finanzausgleich im Jahr 2012 mit 
65 Mill. € und von 2013 bis 2020 mit 115 Mill. € pro Jahr befrachtet. Zudem wird von 
den abundanten Gemeinden eine Solidaritätsumlage in Höhe von 195  Mill.  € p.a. für 
den Zeitraum von 2014 bis 2020 erhoben. Befrachtung und Solidaritätsumlage ist nach 
Auff assung des Landes gemeinsam, dass sie die betroff enen Kommunen nicht zusätzlich 
belasten, weil lediglich Zuwächse abgeschöpft  würden. Grundsätzlich ist nichts dagegen 
einzuwenden, dass die Kommunen in irgendeiner Form an der Finanzierung des Stär-
kungspakts beteiligt werden. Die Vorgehensweise des Landes beschönigt allerdings den 
Umstand, dass den Kommunen die Ressourcen, die ihnen zustehen, vorenthalten werden. 
Immerhin entlastet der Bund mit der Übernahme von Ausgaben zur Grundsicherung im 
Alter die nordrhein-westfälischen Kommunen ab 2014 um etwa 1 Mrd. € pro Jahr. Diese 
Vorgehensweise ist insbesondere mit Blick auf die vorgesehene Solidaritätsumlage der 
abundanten Gemeinden zu kritisieren, denn die Umlage soll der Entlastung entsprechen, 
die die Gemeinden durch die Übernahme der Kosten der Grundsicherung im Alter und 
Erwerbsminderung durch den Bund erhalten sollen.

Eine Alternative zur Aufb ringung des kommunalen Finanzierungsbeitrags besteht in einer 
allgemeinen Umlage, die an der kommunalen Steuerkraft  anknüpft . Damit würde vermie-
den, dass einzelne Kommunen den Eindruck gewinnen müssen, dass eine in der Vergan-
genheit gute Haushaltsführung im Nachhinein „bestraft “ wird. Dies würde sicherlich die 
Akzeptanz einer solchen Umlage auch bei den abundanten Gemeinden erhöhen.

Zinsausgaben

Trotz der weiterhin kräft ig zunehmenden Verschuldung des Landes steigen seine Zinsaus-
gaben nur moderat. Im Haushaltsplanentwurf 2012 sind für 2013 sogar leicht rückläufi ge 
Zinsausgaben veranschlagt. Die Zinssteuerquote, also die Zinsausgaben im Verhältnis zu 
den Steuereinnehmen, ist in der Planung der Landesregierung in den kommenden Jah-
ren ebenfalls etwas niedriger als noch im Jahr 2011 angesetzt, sie wird aber noch immer 
knapp über 10% betragen. Allerdings dürft en die Kapitalmarktzinsen in den kommenden 
Jahren mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht auf einem so niedrigen Niveau bleiben wie 
derzeit – ein Grund mehr, die Konsolidierung voranzutreiben und so die erwartbar stei-
gende Zinsbelastung bei Aufnahme neuer Kredite zu vermeiden. Schon allein die Zins-
belastung der Altschulden dürft e die Haushaltsspielräume erheblich einschränken. Ein 
Anstieg der Durchschnittsverzinsung um 1%-Punkt dürft e langfristig zu Mehrausgaben 
von etwa 1,2 Mrd. € pro Jahr (etwa 3% des Steueraufk ommens) führen.
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Globale Minderausgaben

Der bis 2020 zu verwirklichende Abbau des strukturellen Defi zits lässt sich aus wachstum-
spolitischer Sicht am besten dadurch realisieren, dass die Ausgaben des Landes an die zu 
erwartenden Einnahmen angepasst werden und ihr Anstieg in den kommenden Jahren 
merklich unter dem Zuwachs des nominalen Bruttoinlandsprodukts gehalten wird. Es ist 
daher zu begrüßen, dass sämtliche Ausgaben des Landes einer kritischen Analyse un-
terzogen werden sollen und die Effi  zienz bei der Aufgabenerfüllung erhöht werden soll. 
Derzeit lässt die noch amtierende Landesregierung durch ein „Effi  zienzteam“ prüfen, wie 
die Ausgabenstruktur und die Effi  zienz der Aufgabenerfüllung im Vergleich zu anderen 
Ländern zu bewerten ist und wo Einsparpotenziale aufgedeckt werden können. Erste Er-
gebnisse dieser Analysen sollten ursprünglich bereits in die Haushaltsberatungen für das 
laufende Jahr einfl ießen. Nachdem dies wegen des vorzeitigen Endes der Legislaturperi-
ode nicht umgesetzt werden konnte, soll die Umsetzung entsprechender Sparvorschläge 
nun mit der Planung für den Haushalt des kommenden Jahres beginnen (Walter-Borjans 
2011: 5042). Weil die Landesregierung keine konkreten Bereiche benannt hat, in denen 
die Ausgaben bereits im aktuellen Haushalt gesenkt werden sollen, sind bisher für das 
Haushaltsjahr 2012 lediglich globale Minderausgaben in einem Volumen von 750 Mill. € 
eingeplant. Einerseits zeigt die von der Landesregierung gewählte Größenordnung der 
globalen Minderausgaben, dass mittlerweile die Notwendigkeit einer Drosselung des 
Ausgabenanstiegs gesehen wurde, andererseits macht die Nichtbenennung von konkre-
ten Bereichen, in denen das Land weniger ausgeben will, deutlich, dass die Haushalts-
konsolidierung dann doch off ensichtlich nicht die oberste Priorität in der Finanzpolitik der 
Landesregierung hat. Der Anstieg der bereinigten Ausgaben im Jahr 2012 ist jedenfalls 
mit 5,6% hoch veranschlagt – er liegt immerhin um 1,8%-Punkte über dem erwarteten 
Zuwachs des nominalen Bruttoinlandsprodukts (Anhang, Tabelle 1).

3. Schuldenbremse erfordert Abbau der strukturellen 

Neuverschuldung

Seit dem 1. Januar 2011 gilt die neue Schuldenregel des Artikels 109 Grundgesetz. Danach 
müssen die Länder ab 2020 bei Normalauslastung der Produktionskapazitäten einen im 
Grundsatz ausgeglichenen Haushalt aufweisen. Konjunkturbedingte Defi zite sind aber 
weiterhin zulässig, damit die im Steuer- und Transfersystem eingebauten automatischen 
Stabilisatoren uneingeschränkt wirken können. So entstandene Defi zite müssen aber in 
konjunkturell guten Zeiten durch entsprechende konjunkturbedingte Überschüsse ausge-
glichen werden. Konjunkturell „gute Zeiten“ sind dabei als eine Situation defi niert, in der 
das nominale Bruttoinlandsprodukt das Produktionspotenzial übersteigt und somit eine 
positive Produktionslücke vorliegt. Über den Konjunkturzyklus hinweg soll ein konjunk-
turell ausgeglichener Haushalt erzielt werden.
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Die Projektgruppe Gemeinschaft sdiagnose (2012: 45) geht in ihrem Frühjahrsgutachten 
für das laufende Jahr von einer konjunkturellen Normalauslastung der gesamtwirtschaft -
lichen Produktionskapazitäten aus; die Produktionslücke ist somit geschlossen und den 
Finanzierungssalden in den öff entlichen Haushalten des laufenden Jahres kann keine Kon-
junkturkomponente zugewiesen werden (Schaubild 2). Die im NRW-Haushaltsplan 2012 
ausgewiesene Nettokreditaufnahme in Höhe von 3,97 Mrd. € muss demnach vollständig 
als strukturelle Verschuldung defi niert werden. Verteilt man dieses strukturelle Defi zit 
auf die inklusive des aktuellen Haushaltsjahres bis 2020 verbleibenden acht Haushalts-
jahre, ergäbe sich ein jährlicher Abbaupfad bzw. ein jährlicher Konsolidierungsbedarf in 
Höhe von rund 500 Mill. € – wenn man unterstellt, dass die strukturelle Verschuldung 
in gleichmäßigen Schritten abgebaut werden soll. Würde zusätzlich – wie etwa von der 
Deutschen Bundesbank vorgeschlagen – ein Puff er eingeplant, um das Ziel im Jahr 2020 
auch mit Sicherheit zu erreichen, müsste NRW sogar jährlich mehr als 0,5 Mrd. € einspa-
ren. Der gesamte Konsolidierungsbedarf von knapp 4 Mrd. € beläuft  sich immerhin auf 
etwa 7% der gesamten bereinigten Ausgaben des Landes im Jahr 2011.5

Schaubild 2

Schuldenbremse fordert Haushaltsausgleich über Konjunkturzyklus 

Produktionslücke in Relation zum Produktionspotenzial in %   

Eigene Darstellung; Datenquelle: Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2012: 45.

5 Zum Konsolidierungsbedarf und den bisherigen Konsolidierungsanstrengungen der Länder vgl. auch RWI (2010; 
2011b), zum Verfahren der Konjunkturbereinigung Gebhardt et al. (2012).
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Angesichts dieses erheblichen Konsolidierungsbedarfs sollte die in der kommenden 
Legislaturperiode verantwortliche Landesregierung die notwendige Haushaltskonsoli-
dierung nicht länger aufschieben. Je später mit einem Abbau des strukturellen Defi zits 
begonnen wird, desto schwieriger wird es, spätestens im Jahr 2020 einen strukturell 
ausgeglichenen Haushalt zu erreichen. Dabei muss eine neue Landesregierung vor allem 
auch vermitteln, dass mit der Umsetzung der Schuldenbremse ab 2020 die bisherige 
Rechtfertigung der staatlichen Kreditfi nanzierung in Höhe der eigenfi nanzierten Investiti-
onen entfällt. Künft ig müssen daher sämtliche „Schwerpunkte“ der Landespolitik aus den 
laufenden Einnahmen fi nanziert werden. Sollen einzelne Ausgaben wie beispielsweise 
Investitionen in Human- und Sachkapital gesteigert werden, so muss dies durch Einspa-
rungen bei anderen, in erster Linie eher konsumtiven Ausgaben, „fi nanziert“ werden. 
Die künft ige Landesregierung steht damit vor der Aufgabe, zur Finanzierung von neuen 
vorrangigen Projekten auch Einsparpotentiale bei nachrangigen Projekten zu benennen. 
Nur wenn die Einhaltung einer derartigen Prioritätensetzung auch im Haushaltsvollzug 
gelingt, kann wirklich von einer nachhaltigen Finanzpolitik die Rede sein.

Zudem muss die neue Landesregierung in einer aktualisierten Finanzplanung berück-
sichtigen, dass in den kommenden Jahren mit einer Überauslastung der gesamtwirt-
schaft lichen Produktionskapazitäten zu rechnen ist. In dieser konjunkturellen Situation 
erfordern die Vorgaben der Schuldenbremse dann die Bildung von Überschüssen in den 
Haushalten. Nur so lässt sich das Ziel der Schuldenbremse erreichen, über den Konjunk-
turzyklus hinweg öff entliche Haushalte ausgeglichen zu gestalten. Auch der vom Land 
im Rahmen der Abwicklung der WestLB zu übernehmende Betrag von 1 Mrd. € ist bei 
der zu aktualisierenden Finanzplanung zu berücksichtigen. Schließlich sollten Konsoli-
dierungsmaßnahmen auch deshalb nicht aufgeschoben werden, weil aus der weiterhin 
ungelösten Staatsschulden- und Vertrauenskrise im Euroraum durchaus auch Risiken für 
die konjunkturelle Entwicklung in den kommenden Jahren abgeleitet werden können. 
Sollten die öff entlichen Haushalte zum Ende des Jahrzehnts durch konjunkturelle Proble-
me belastet werden, so dürft e eine rechtzeitige Rückführung von dann noch vorhandenen 
hohen strukturellen Defi ziten extrem schwierig werden.

Eine der ersten Amtshandlungen der neuen Landesregierung sollte daher darin beste-
hen, einen Gesetzentwurf vorzulegen, mit dem die bereits im Grundgesetz verankerte 
engere Verschuldungsbegrenzung in die Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen 
übernommen wird. Damit würde ein deutliches Zeichen gesetzt, dass auch Nordrhein-
Westfalen die Schuldenbremse einhalten will und dass auch Nordrhein-Westfalen sich 
einer soliden, nachhaltigen Haushalts- und Finanzpolitik verschreibt. Ziel dieser Politik 
muss es sein, durch die heute durchgeführten Investitionen nicht nur die gegenwärtige 
Wohlfahrt der Bürger des Landes zu erhöhen, sondern zugleich die Wohlfahrt künft iger 
Generationen von Landeskindern nicht durch eine Kreditfi nanzierung dieser Investitionen 
zu vermindern.
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Anhang

Tabelle 1
Eckwerte der NRW-Haushalts- und Finanzplanung

1) Finanzplanung des Landes Landtag Nordrhein-Westfalen. Landtag Nordrhein-Westfalen, Drucksache 15/1001 vom 
21.2.2011.

2) Finanzplanung des Landes Landtag Nordrhein-Westfalen 2011 bis 2015 mit Finanzbericht 2012. Landtag Nordrhein-
Westfalen, Drucksache 15/3401 vom 19.12.2011.

2010 2011 2012 2013 2014 2015

I. Finanzwirtschaft liche Entwicklung in NRW

Finanzplanung 2010 bis 20141

Bereinigte Gesamtausgaben, Mill. € 55,16 55,76 57,00 58,40 59,50

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 4,4 1,1 2,2 2,5 1,9

Bereinigte Gesamteinnahmen, Mill. € 47,64 48,08 49,90 51,80 53,50

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 0,9 0,9 3,8 3,8 3,3

Steuereinnahmen, Mill.  € 37,3 38,3 40,0 41,7 43,1

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % -2,1 1,6 4,4 4,3 3,4

Eigenfi nanzierte Investitionsausgaben, Mill. € 3,91 3,83 3,83 3,96 3,99

Schuldenaufnahme am Kreditmarkt netto, Mill. € 8,54 7,96 7,67 7,24 6,68

Finanzplanung 2011 bis 20152

Bereinigte Gesamtausgaben, Mill. € 53,70 55,00 58,10 59,58 61,18 62,59

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 1,6 2,4 5,6 2,5 2,7 2,3

Bereinigte Gesamteinnahmen, Mill. € 48,86 50,31 54,28 55,98 58,30 60,09

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 1,5 2,9 7,9 3,1 4,2 3,1

Steuereinnahmen, Mill.  € 38,00 38,93 43,10 44,69 43,37 48,27

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % -1,2 2,4 10,8 3,7 3,8 4,1

Eigenfi nanzierte Investitionsausgaben, Mill. € 3,92 4,16 4,25 4,19 4,18

Schuldenaufnahme am Kreditmarkt netto, Mill. € 5,04 4,95 4,11 3,96 3,33 3,01

II. Gesamtwirtschaft liche Entwicklung in Deutschland

1. AKS-Vorgaben Mai 2011

Nominales BIP, Mrd. € 2498,8 2587 2677 2758 2840 2926

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 4,2 3,5 3,5 3,0 3,0 3,0

Reales BIP, Mrd. € 2248,1 2306 2348 2386 2424 2463

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 3,6 2,6 1,8 1,6 1,69 1,6

2. AKS-Vorgaben November 2011

Nominales BIP, Mrd. € 2476,8 2572 2634 2710 2788 2868

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 4,3 3,8 2,4 2,9 2,9 2,9

Reales BIP, Mrd. € 2368,8 2438 2462 2502 2543 2585

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 3,7 2,9 1,0 1,6 1,6 1,6
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